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Es war einmal 
am Eschner 
Bongerta... 
ESCHEN: Wiedie Alaman-
nen lebten und wo genau 
sich ihre Siedlungen befan­
den, kann noch niemand 
mit absoluter Sicherheit sa­
gen. Fest steht, dass dieser 
germanische Stamm auch 
in unseren Breiten ansässig 
war. Seite 9 

Haus ist das Herz 
der Musikschule 

SERIE: In der heutigen Fol­
ge der Volksblatt-Serie 
«Alte Häuser und ihre Be­
wohner» stellen wir das 
Rheinbergerhaus an der 
St. Florinsgasse 1 in Vaduz 
vor. Das Rheinbergerhaus 
bietet Platz fiir die Verwal­
tung und einen Teil der Un­
terrichtsräume der Musik­
schule. Seite 13 

LFV4J16 unterliegt 
Deutschland 0:7 

FUSSBALL: Lehrgeld musste 
Liechtensteins Ul6-Auswahl 
bei der gestrigen 0:7-Nie-
derlage gegen Deutschlands 
U15-Nationalteam bezahlen. 
Die international erfahrenen 
DFB-Kicker hatten beson­
ders in der ersten Halbzeit 
zu viele Freiräume und führ­
ten bereits zur Pause mit 
0:4. Im zweiten Durchgang 
agierte die LFV-Auswahl mit 
mehr Selbstbewusstsein und 
zeigte einige gelungene 
Aktionen. Seite 2 5  

Dobian stellt für 
Idealismus und 
für freie Software 
FRANKFURT/MAIN: Debian 
GNU/Linux ist so etwas wie 
die Liebhaberversion des 
freien Betriebssystems. 
Auch bei der jetzt erschie­
nenen Version 2.2 (»Potato») 
der wohl grössten nicht­
kommerziellen Linux-Aus­
gabe kommt man ohne eine 
gewisse Liebe zum Compu­
ter und Kenntnissen Uber 
den eigenen Rechner nicht 
allzu weit. Seite 3 3  

«Eng verflochten - aber souverän» 
Der schweizerische Bundespräsident Adolf Ogi weilte gestern auf Staatsbesuch in Vaduz 

Freundschaftliche St im­
mung  beim Staatsbesuch 
des schweizerischen Bun­
despräsidenten Adolf Ogi 
gestern in  Vaduz: Man 
habe sich zu  einem Ge­
spräch zwischen Freunden 
getroffen, u m  die beste­
henden Beziehungen zwi­
schen Liechtenstein u n d  
der Schweiz weiter zu 
vertiefen. Das freund-
nachbarschaftliche Ver­
hältnis wurde sowohl von 
Adolf Ogi als auch von 
Regierungschef Mario 
Frick als «exzellent» b e ­
zeichnet. 

Peter Kindle 

Auf Einladung des LandesfUrs-
ten S.D. Hans-Adam II. weilte 
gestern Donnerstag der schwei­
zerische Bundespräsident Adolf 
Ogi zusammen mit seiner Gat­
tin Katrin in Vaduz. Auf dem 
Besuchsprogramm standen ei­
nerseits Begegnungen mit dem 
Fürstenpaar und der Regierung, 
andererseits nutzte der schwei­
zerische Bundespräsident auch 
die Gelegenheit, sich mit 
Landsleuten, Freunden und 
Bekannten zu treffen. 

Beziehungen exzellent 
Sowohl Regierungschef Ma­

rio Frick als auch Adolf Ogi 
bezeichneten die Beziehungen 
zwischen den beiden Ländern 
als «exzellent». «Es ist für mich 

Staatsbesuch in Liechtenstein: (v.l.n.r.) Katrin und A d o l f  Ogi zusammen mi t  S.D. Fürst Hans-Adam II. und I.D. Fürstin Marie. 

immer wieder eine grosse Freu­
de, wenn ich nach Liechten­
stein kommen darf», betonte 
Ogi während der kurzen Begeg­
nung mit den Medienvertre-
tem. Der Besuch in Liechten­
stein solle die engen Beziehun­
gen demonstrieren. «Beide 
Staaten sind eng miteinander 
verflochten, dennoch aber sou­
verän», stellte Adolf Ogi fest. 

Man gehe aufgrund einer poli­
tischen und emotionalen Nähe 
einen gemeinsamen Weg. Die­
ser Gleichschritt stelle auch die 
Grundlage der engen Freund­
schaft dar. 

Intensive Gespräche 
Der Staatsbesuch des schwei­

zerischen Bundespräsidenten 
wurde nicht zuletzt für intensi­

ve  Gespräche mit Fürstenhaus 
und Regierung genutzt. So un­
terhielt sich Adolf Ogi mit sei­
nen liechtensteinischen Ge­
sprächspartnern vor allem über 
die politische Situation Liech­
tensteins und erklärte die in 
Angriff genommenen Ziele der 
Schweiz. In erster Linie werde 
ein Beitritt zur UNO angestrebt, 
eine Volksabstimmung soll be-

Dänen lehnen Euro-Einführung deutlich ab 
Regierungschef Rasmussen räumte schmerzliche Niederlage der Euro-Befürworter ein 

KOPENHAGEN: Die Dänen ha­
ben die Einführung des Euros 
in einem Referendum überra­
schend deutlich abgelehnt. 
Nach Angaben des Innenmi­
nisteriums in Kopenhagen la­
gen die Gegner der Gemein­
schaftswährung am späten 
Donnerstagabend nach Aus­
zählung von über 9 0  Prozent 
der Stimmen mit 53 Prozent 
in Führung. Für die Ein­
führung des Euros stimmten 
demnach 4 7  Prozent. 

Ministerpräsident Poul Nyrup 
Rasmussen räumte die Nieder­
lage der Euro-BefUrworter ein. 
Die Mehrheit der Wähler wolle 
die Krone beibehalten, sagte 
Rasmussen mit Tränen in den 
Augen. «Das Volk hat gespro­
chen. Wir werden das Ergebnis 
respektieren.» Die Beteiligung 
an dem Referendum lag bei 
über 86 Prozent. 

Die sozialdemokratische Re­
gierung unter Führung Ras-' 
mussens hatte sich für die Ein­
führung des Euros ausgespro­
chen. Die Befürworter erhofften 
sich von einem Ja zum Euro 
einen Wirtschaftsaufschwung, 
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Die Dänen lehnten gestern Abend die Einführung des Euros ab. 

mehr Arbeitsplätze und einen 
grösseren Einfluss auf finanz­
politische Entscheidungen der 
Europäischen Union. Die Geg­
ner sehen dagegen soziale Er­
rungenschaften und die däni­
sche Souveränität gefährdet. 
Die Vorsitzende der rechtsge­
richteten Dänischen Volkspar­
tei, Pia KJärsgaard, die zu den 
schärfsten Kritikern einer Euro-
Einführung zählte, bezeichnete 
das Ergebnis als grossen Sieg. 

Die letzten Umfragen vor dem 
Tag des Referendums hatten 
ein Kopf-an-Kopf-Rennen zwi­
schen Befürwortern und 
Gcgtjjern der Gemeinschafts-
wähiung vorausgesagt. 

Dii Abstimmung würde vor 
allem in Schweden und Gross­
britannien genau verfolgt, da 

; auchdort Referenden zum Euro 
anstehen. Genaue Termine sind 
noch nicht bekannt. In 11 der 
15 EU-Staaten hat schon am 1. 

Januar 1999 die dreijährige 
Umstellungsphase der Euro-
Einführung begonnen. Grie­
chenland, das ursprünglich die 
Stabilitätskriterien für den Euro 
verfehlte, soll der Euro-Zone 
jetzt doch ab dem kommenden 
Jahr angehören. Der Euro hat 
seit seiner Einführung gegen­
über dem Dollar mehr als 25 
Prozent an Wert verloren. 

Der französische Minister­
präsident Lionel Jospin erklär­
te, auch bei einer Ablehnung 
des Euro werde die Währung 
nicht unter Druck geraten. Dä­
nemark sei wegen seiner gerin­
gen Grösse für die europäische 
Wirtschaft nicht so bedeutend. 

Die EU-Finanzminister wol­
len sich heute Freitag treffen, 
um die Entscheidung der Dä­
nen und die Reaktionen der De­
visenmärkte zu erörtern. Die 
Dänen hatten die Europäer 
schon einmal überrascht, als sie 
1992 in einem Referendum den 
Vertrag von Maastricht über 
eine gemeinsame Währung und 
eine gemeinsame Verteidigungs­
politik ablehnten. Ein Jahr spä­
ter stimmten die Bürger einem 
überarbeiteten Vertrag zu. 

reits im Jahre 2002 durchge­
führt werden. Bei der Frage 
nach der verstärkten Integrati­
on der Schweiz in Europa hielt 
sich der Bundespräsident etwas 
bedeckt. «Das schweizerische 
Volk ist noch nicht dazu bereit, 
der EU beizutreten», deshalb 
seien für diesen Schritt noch 
keine strategischen Ziele vor­
handen. Seiten 3 und 4 

Sanktionen 
bleiben 

STOASSBURG: Die russische 
Delegation hat wegen anhal­
tender Menschenchrechtsver-
letzungen in Tschetschenien 
weiterhin kein Stimmrecht im 
Europarat. Dies entschied die 
Parlamentarische Versamm­
lung am Donnerstagabend in 
Strassbuig. Die Abgeordneten 
des Europarats beschlossen, 
den 18 Russen das im April 
entzogene Stinu&ectat vorerst 
nicht zurückzugeben. Im kom­
menden Januar solle die Frage 
erneut geprüft werden, hiess es 
in einer Entschliessung. Aus 
Protest gegen den Stimm­
rechts-Entzug boykottieren die 

der defVercammlung seit April 
deren Sitzungen. Zu der bis 
Freitag dauernden Herbstsit-
zung waren lediglich dr^rus-{ 
sische , Pariamentarier ̂ nach 
Strassbuig gekomn^y| Die, 
V t a ^ u n g ^ p i t o n d  
vor, bisher •kdaend.jmistzu-
nehmende c^nsbengungen» 
zur Ai^äiungder zahlreichen 
Kriegsv^rtiÄäi1 uhtemom-
men zu habe^ dk  während des 
Tschetschenjtenkriegs began­
gen vrordtolietert:V* >, , .i  
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